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Fesseln, Zwangsjacken und beengte Platzverhältnisse
in Liechtensteins Gefängnis
Experten des Europarats fordern Änderungen bei den Haftbedingungen im Fürstentum

GÜNTHER MEIER, VADUZ

Straftäter, die in Liechtenstein rechts-
kräftig verurteilt werden, verbüssen ihre
Haftstrafen meist in Österreich.Das Ge-
fängnis inVaduz, 1991 gebaut, ist nur für
kurze Haftzeiten wie Untersuchungs-
haft oder Auslieferungshaft ausgelegt.
Daher gibt es ein Abkommen mit dem
Nachbarland. Obwohl das Gefängnis
nur 20 Plätze hat, prüft das Europäische
Komitee zur Verhütung von Folter
(CPT) es regelmässig. Der kürzlich ver-
öffentlichte Bericht des CPT bescheinigt
dem Gefängnis, dass es keine Vorwürfe
wegen Misshandlungen gibt. Zugleich
hält der Bericht fest, dass die gesetz-
lichen Bestimmungen zur Behandlung
von Häftlingen weitgehend unvollstän-
dig oder veraltet sind. Das Gesetz ent-
spreche zumindest nicht den etablierten
Grundsätzen des Europarats-Komitees.

Am Pranger steht Liechtenstein, weil
das Gesetz Inhaftierten weder den Zu-
gang zu einem Rechtsanwalt noch zu
einer Vertrauensperson garantiert. Zu-
dem haben Häftlinge nur begrenzt An-
spruch aufTelefonate oder Besuche.Vie-
les hängt davon ab, ob die Gefängnis-
behörden bereit sind, individuelle Lösun-
gen zu ermöglichen und die strengen
gesetzlichen Einschränkungen abzumil-
dern. «Es ist nicht hinnehmbar», fasst das
Europarats-Komitee zusammen, «dass
die gerechte und gleiche Behandlung von
Personen, denen die Freiheit entzogen
wurde, vom guten Willen abhängt und
nicht durch das Gesetz garantiert wird.»

Gefängniserweiterung gefordert

Auch der Nationale Präventionsmecha-
nismus (NPM) befasste sich in einem
Bericht mit der Situation im Gefängnis.
Die NPM-Gruppe fand keine systemati-
schen Missstände beim Strafvollzug,
äusserte sich aber kritisch über die be-
schränkten räumlichen Verhältnisse der
Haftanstalt.Die gleichzeitigeAufnahme
vonUntersuchungs- undAusschaffungs-
häftlingen könne zu Unruhe, zu Konflik-
ten und zu einer belastenden Grund-
stimmung führen.

Empfohlen wird eine Überprüfung,
ob sich das Gefängnis überhaupt für die

verschiedene Nutzung und die gleich-
zeitige Unterbringung von Männern,
Frauen und Minderjährigen eigne. Die-
selbe Meinung vertrat auch der Verein
für Menschenrechte (VMR). Dieser
hatte schon vor zwei Jahren eine Erwei-
terung des Gefängnisses gefordert. Der
VMR kritisiert die unzureichenden
Platzverhältnisse: Es fehlten Intim- und
Familienzimmer, Spielräume und klare
Regeln für die Begleitung von Familien-
besuchen. Der Polizeichef Jules Hoch
räumte in einem Interview ein, dass das
Gefängnis zeitweise stark ausgelastet
sei. Solche Situationen entstünden,
wennAusschaffungshäftlinge über lange
Zeit nicht in die Herkunftsländer rück-

geführt werden könnten oder längere
Untersuchungshaft verhängt worden sei.

Das Komitee des Europarats und der
Nationale Präventionsmechanismus for-
dern Verbesserungen für Personen in
Ausschaffungshaft.Weil die Haftanstalt
als Untersuchungsgefängnis und nicht
für Administrativhaft konzipiert sei,
komme es zu übermässigen Einschrän-
kungen der Ausschaffungshäftlinge.

Zwei unterschiedliche Haftregime
würden nicht nur die Insassen psychisch
belasten, sondern auch zusätzlichenAuf-
wand für die Strafvollzugsbeamten be-
deuten. Die beiden Gremien fordern in
ihren Berichten, nach alternativen
Unterbringungsmöglichkeiten für Aus-

schaffungshäftlinge zu suchen, die weni-
ger gefängnisähnlich sind.

Regierung plant Überprüfung

In einer Stellungnahme an das Europa-
rats-Komitee erklärt die Regierung, sie
passe das Haftregime trotz begrenzter
Infrastruktur so gut wie möglich an den
Haftgrund an. Aufgrund der baulichen
Bedingungen seien jedoch gewisse
Kompromisse unvermeidlich. Noch in
diesem Jahr will die Regierung das Ge-
fängnis umfassend überprüfen. Ziel sei
es, die Behandlung der verschiedenen
Häftlinge gemäss internationalen Vor-
gaben sicherzustellen.

Bei der geplanten Überprüfung
muss die Regierung auch die Gesund-
heitsversorgung in den Blick nehmen.
Zwar könnten Häftlinge sofort einen
Arzt aufsuchen, sagt das Europarats-
Komitee lobend, doch bemängelt es,
dass Neuankömmlinge keine gründ-
liche medizinische Untersuchung er-
hielten. Die Regierung solle sicherstel-
len, dass spätestens 24 Stunden nach
derAnkunft alle Neuankömmlinge von
einemArzt oder einer Fachkraft unter-
sucht würden.

Als notwendig erachtet wird überdies
derAusbau der psychologischen Betreu-
ung der oft belasteten Häftlinge. Diese
Forderung dürfte in absehbarer Zeit
kaum erfüllt werden, wie die Regierung
erklärt. Aufgrund der geringen Anzahl
von Insassen stünden keine festange-
stellten Psychiater und Psychologen zur
Verfügung.Für Krisensituationen könne
ein Care-Team für Krisenpsychologie
aufgeboten werden.

Fixierungsring an der Wand

Dem Antifolter-Komitee des Europa-
rats ist bei der Inspektion des Gefäng-
nisses in Vaduz eine kleine Wartezelle
mit einem Metallring aufgefallen. Wie
Nachfragen ergaben, dient der Ring
dazu, festgehaltene Personen mit
Handfesseln an der Wand sichern zu
können. Das Komitee fordert, diese
Fixiermöglichkeit sofort zu entfernen.
Handfesseln und eine solche Fixierung
könnten eine erniedrigende Behand-
lung darstellen.

Ob dies bald geschehen wird, bleibt
laut dem Regierungsbericht vorerst
allerdings offen.Die Landespolizei ver-
füge nur über begrenzte personelle
Ressourcen, deshalb müsse aus Sicher-
heitsgründen weiterhin dieMöglichkeit
bestehen, kurzfristig eine Person mit
Handfesseln an einem Fixierungsring
zu sichern. Das Antifolter-Komitee
sieht weiteren Handlungsbedarf bei
Sicherheitsmassnahmen im Zusam-
menhang mit Häftlingsbesuchen. Es
fordert, die gesetzlich zulässigeVerwen-
dung von Zwangsjacken und Hand-
fesseln vollständig aus der Gesetz-
gebung zu entfernen.

Liechtenstein steht wegen des Umgangs mit Häftlingen in der Kritik. GIAN EHRENZELLER / KEYSTONE
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Neutralität ist keine Bedingung für Gute Dienste
Der Bund sieht die Vermittlerrolle der Schweiz durch mehrere Faktoren gestützt

TOBIAS GAFAFER

Die Guten Dienste der Schweiz wer-
den im öffentlichen Bewusstsein oft
eng mit der Neutralität verknüpft. Da-
bei vermittelten gerade in letzter Zeit
vermehrt Staaten zwischen Konflikt-
parteien, die nicht neutral sind.Bei den
Gesprächen zwischen den USA und
Iran etwa fungieren Pakistan und Katar
als Mediatoren. Für die Befürworter
der Neutralitätsinitiative steht jedoch
fest: Die Schweiz kann ihre Rolle als
Vermittlerin nur bewahren, wenn sie
konsequent neutral bleibt. Die Stimm-
berechtigten entscheiden Ende Sep-
tember über das Volksbegehren, das
von einem SVP-nahen Komitee lan-
ciert wurde.

Das Aussendepartement (EDA) hat
nun auf seiner Website ein Faktenblatt
zur Neutralität und den Guten Diensten
aufgeschaltet. Letztgenannte umfassen
ein breites Instrumentarium,von Schutz-
machtmandaten,welche die Schweiz für

Staaten mit abgebrochenen diplomati-
schen Beziehungen wahrnimmt, über
die Rolle als Gastgeberin bis hin zur
eigentlichen Vermittlung.

Als Friedensakteur anerkannt

Die Neutralität trage zwar dazu bei,
dass die Schweiz ihre Guten Dienste er-
bringen könne, schreibt das EDA. Sie
sei jedoch keine unerlässliche Voraus-
setzung dafür. Verschiedene Staaten
böten solche Dienste an, ohne im völ-
kerrechtlichen Sinne neutral zu sein.
Die Schweizer Neutralität sei dennoch
ein Element, das zum Vertrauen und
zur Glaubwürdigkeit des Landes beitra-
gen könne. Die Autoren des Fakten-
blatts zählen dazu auch das politische
System der Schweiz, das auf Ausgleich,
Kompromiss und kultureller Vielfalt
beruht. Zudem erweise es sich als vor-
teilhaft, dass die Schweiz keine Macht-
politik betreibe und als neutraler Frie-
densakteur anerkannt sei.

Auch die Befürworter der Neutrali-
tätsinitiative räumen in ihrem ausführ-
lichen Argumentarium ein, dass die
Guten Dienste keineswegs ein Privileg
der Neutralen seien. Unparteiische,
neutrale Staaten mit entsprechender
Erfahrung genössen aber erfahrungs-
gemäss besonders viel Vertrauen. Zu-
dem wollten sie auch als verlässliche
Partner wahrgenommen werden, wenn
sie sich aus weltweiten Konflikten her-
aushielten. Das Engagement der
Schweiz entkräfte somit den Vorwurf
des nationalen Egoismus.

Die Schweizer Neutralität erleichtere
Gute Dienste, sagt der frühere SVP-
NationalratWalterWobmann, der Präsi-
dent des Komitees der Neutralitäts-
initiative. Die Vermittlerrolle der
Schweiz werde geschwächt, weil diese
nicht mehr neutral sei.

Im Juni führten die USA und Iran auf
dem Bürgenstock nun aber erste Ge-
spräche, um den Krieg und den Atom-
streit zu beenden.Die Schweiz fungierte

dabei als Gastgeberin – im Auftrag der
Mediatoren Pakistan und Katar sowie
der beiden Konfliktparteien. Über die
reine Gastgeberrolle hinaus ging der
Umstand, dass Vertreter des EDA
sicherstellten, dass der iranische Parla-
mentspräsident Mohammed Bagher
Ghalibaf und Aussenminister Abbas
Araghchi sowie der amerikanischeVize-
präsident J. D. Vance tatsächlich ins
Flugzeug stiegen und nicht wieder abflo-
gen, bevor die Gegenseite den Bürgen-
stock verlassen hatte.

Grössere historische Bedeutung

Wobmann sagt, die Situation sei speziell,
weil die Schweiz für die USA in Iran ein
Schutzmachtmandat habe. «Wir sind der
richtige Staat für Verhandlungen.» Es
sei jedoch schwieriger geworden, der-
artige Gespräche zu organisieren, da die
Schweiz wegen der verwässerten Neu-
tralität weniger glaubwürdig sei. Die
Initianten stören sich daran, dass Bern

die Sanktionen der EU gegen Russland
übernommen hat.

Historisch betrachtet spielte die
Neutralität eine grössere Rolle. Wäh-
rend des Zweiten Weltkriegs betreute
die Schweiz am meisten Schutzmacht-
mandate. Diese seien dem Land wegen
seiner langen und glaubwürdigen Neu-
tralitätspolitik anvertraut worden,
schreibt der frühere Diplomat Paul
Widmer in seinem Handbuch zur
Diplomatie. Die Neutralität sei auch
wichtig gewesen, als die Schweiz zum
ersten Mal Gastgeberin einer inter-
nationalen Konferenz gewesen sei, in
Baden im Jahr 1714. Inzwischen habe
die Neutralität bei derWahl eines Kon-
ferenzorts an Bedeutung verloren.

Dennoch sollte der Wert der Neutra-
lität gemäss Widmer nicht unterschätzt
werden. Sie spiele nach wie vor eine ge-
wisse Rolle, insbesondere für aussereuro-
päische Staaten. Die Schweiz habe sich
ihren Ruf durch eine glaubwürdige Poli-
tik über Jahrzehnte hinweg erarbeitet.

Die Gymnasien im Stresstest
Der Gewaltausbruch an der Kantonsschule Wettingen sorgt für Schlagzeilen – die grossen Probleme für Schulen liegen aber anderswo

ANDRI ROSTETTER

Der erste Vorfall ereignete sich am
Mittwoch vor Auffahrt. Rund 50 zum
Teil vermummte Personen stürmten das
Areal der Kanti Wettingen und bewar-
fen Schüler mit Essig, Mehl und Eiern,
verschmierten Wände und zündeten
Böller.Gut zweiWochen später krachte
es an der Schule erneut. Unbekannte
verschafften sich Zutritt zum Gebäude,
verwüsteten ein Kunstwerk, randalier-
ten in der Bibliothek und verstreuten
Hunderte Bücher auf dem Dach des
Klostergangs aus dem 13. Jahrhundert.
Die Essig-und-Eier-Werfer wurden
später mehrheitlich als Schüler der
Kanti Baden identifiziert. Wer die
Bibliothek verwüstet hat, ist bis heute
unklar.Zu beidenVorfällen laufen nach
wie vor Ermittlungen.

Dass Abschlussfeiern an Mittelschu-
len eskalieren, ist kein neues Phänomen.
Zum Ende der Schulzeit können sich
Euphorie, aufgestauter Frust und Zu-
kunftsängste in einer explosiven
Mischung entladen. Der Ausbruch in
Wettingen war zwar aussergewöhnlich
heftig und brachte es zu schweizweiter
Bekanntheit. Doch er zeichnet ein ver-
zerrtes Bild der Stimmungslage an den
Schweizer Mittelschulen.

Denn Vandalismus und Gewaltaus-
brüche sind an Schulen eher die Aus-
nahme. Im Gespräch mit mehreren
Schulleitungen zeigt sich:Die Schülerin-
nen und Schüler werden meist als an-
ständig und respektvoll wahrgenommen,
der Unterricht funktioniert in der Regel
problemlos. Doch in dieser Oberfläche
zeigen sich vereinzelte Risse.Umso stär-
ker beschäftigt sind die Schulen mit psy-
chisch belasteten Schülerinnen und
Schülern.Einzelne Gymnasien beklagen
auch eine Zunahme von digitalemMob-
bing und frauenfeindlichen Tendenzen.

«Umgangston ist bedenklich»

Cyrill Engeli ist Prorektor und Leiter
der Wirtschafts- und Informatikmittel-
schule an der Alten Kantonsschule
Aarau. Er stellt eine generelle Überfor-
derung undOrientierungslosigkeit unter
den Schülern fest. «Unsere grossenThe-
men sind psychische und chronische
Krankheiten, Panikattacken, Migränen,
Essstörungen, alles mit entsprechenden
Absenzenfolgen.»

Darunter leidet offensichtlich auch
das soziale Gefüge,wie Engeli beobach-
tet. «Der Umgangston unter den Schü-
lerinnen und Schülern ist teilweise be-
denklich», sagt er. Es sei allerdings
schwierig zu sagen, ob es vor zehn oder
zwanzig Jahren besser gewesen sei.
Engeli stellt auch Gegentendenzen fest.
So komme es etwa in der Pause weniger

zu offenen Konflikten. «Die Mobiltele-
fone haben hier eindeutig eine sedative
Wirkung», sagt er.AuchAlkohol sei kein
grosses Thema mehr. «Die Schüler sind
dafür vier oder fünf Mal pro Woche im
Fitnesscenter.»

Junge Frauen beschweren sich

Einen ähnlichen Trend zur Individuali-
sierung und Selbstoptimierung erkennt
auch Marius Gränicher, der Rektor des
GymnasiumsThun.Darunter habe zwar
weder das Klima noch der Umgangston
an der Schule gelitten. «Zugenommen
hat aber die Vulnerabilität von vielen
Schülerinnen und Schülern», teilt Gräni-
cher mit. «Es ist ein grösserer Teil psy-
chisch angeschlagen als früher.»

Das GymnasiumThun registriert zu-
dem vermehrt Rückmeldungen von
jungen Frauen, «welche sich über den
Habitus von einzelnen Klassenkollegen
beschweren». Die Schule plant deshalb
für das kommende Schuljahr diverse
Sensibilisierungsmassnahmen. Ange-
dacht ist zudem eine Ombudsstelle, an
die sich die Schülerinnen und Schüler
wenden können, wenn sie negative Er-
fahrungen machen.

Dass abwertende Bemerkungen
über Frauen und Homosexuelle wieder

zum kommunikativen Stammrepertoire
an den Gymnasien gehören, bestätigen
mehrere Schulleitungen, die aber
anonym bleiben wollen. Es gebe Schü-
ler, die sich in der Manosphere beweg-
ten, dem frauenfeindlichen, homopho-
ben und teilweise rechtsextremen Netz-
werk aus Internetforen und Blogs mit
international bekannten Influencern
wie Andrew Tate.

Solche Extrempositionen seien zwar
nicht verbreitet, doch die Wirkung
zeige sich in der Breite. «Konservative
Rollenbilder sind wieder in Mode»,
sagt etwa Daniel Franz, der Rektor der
Kantonsschule Baden. Er beobachtet
auch, dass die Buben häufig bürger-
liche bis rechtsbürgerliche Positionen
vertreten, während die Mädchen eher
Mitte-links stehen.

Von einem gefestigten Weltbild sind
die Mittelschüler in den meisten Fällen
aber weit entfernt.Vielen fällt es schwer,
sich auf der politischen Links-rechts-
Skala einzustufen. Eine Sotomo-Studie
zu denAargauerMittelschulen von 2023
zeigt: Gut die Hälfte kann sich politisch
verorten, knapp ein Drittel ist unsicher,
und 16 Prozent können es schlecht oder
gar nicht. Von jenen, die sich verorten
können, stufen sich knapp 30 Prozent
auf der linken Seite des politischen

Spektrums ein, 5 Prozent rechts und
zwei Drittel in der Mitte.

Pubertär und orientierungslos

Ob psychische Erkrankungen,Vandalis-
mus, Rassismus, Homophobie oder
Misogynie:Auf den ersten Blick verbin-
det diese Probleme als gemeinsamer
Nenner eine pubertäre Orientierungs-
losigkeit. Die Ursachen sind aber sehr
unterschiedlich.

Die Jugendlichen verbringen heute
viel Zeit in digitalen Echokammern. Für
die Schule ist es damit schwierig, früh-
zeitig auf Entwicklungen zu reagieren,
weil der Ausgangspunkt häufig in den
sozialen Netzwerken liegt. Lehrer und
Schulleitungen haben kaum Einsicht in
die entsprechenden Chats und Foren,
meistens schwelt ein Konflikt lange un-
erkannt, bevor er offen eskaliert.

Gleichzeitig hat die psychische Be-
lastung in den letzten Jahren messbar
zugenommen. Die heutigen Maturan-
den haben die Pandemie zwar noch
nicht als Mittelschüler erlebt, aber die
geopolitische Unsicherheit hat bei
Jugendlichen zu messbarenVerunsiche-
rungen geführt, wie mehrere Studien
zeigen. 2024 befanden sich laut der Pro-
Juventute-Studie 12 Prozent der

Jugendlichen imAlter von 14 bis 25 Jah-
ren in psychotherapeutischer Behand-
lung. Fast ein Drittel der Jugendlichen
hatte bereits Therapieerfahrung.

Die Ergebnisse lassen sich zwar nicht
eins zu eins auf die Gymnasien übertra-
gen, die Tendenzen sind aber die glei-
chen. Für die Schulen bedeutet das eine
zusätzliche Belastung. Sie müssen psy-
chologischeAuffangarbeit leisten, neue
Präventions- und Beratungsangebote
schaffen und vermehrt mit externen
Stellen zusammenarbeiten.

Klassenchats sind heikel

Die Kantonsschule am Burggraben in
St. Gallen verzeichnet derzeit imUnter-
gymnasium pro Jahr einen oder zwei
grössere Mobbingfälle, die den Einbe-
zug von externen Stellen wie etwa der
Kriseninterventionsgruppe des Schul-
psychologischen Dienstes nötig ma-
chen. «Dabei sind vor allem Handys
und Computer mit den (inoffiziellen)
Klassenchats Brandbeschleuniger», er-
klärt der Rektor Mike Lütolf. Gerade
im Untergymnasium gebe es vermehrt
Fälle von Rassismus, Sexismus und
anderen Grenzüberschreitungen. Den-
noch habe sich das Schulklima insge-
samt nicht verschlechtert. «Wir erleben
die Schülerinnen und Schüler als an-
ständig und respektvoll», sagt Lütolf.
«EinzelneAusnahmen kommen vor, die
auch entsprechend disziplinarisch mit
Sanktionen belegt werden müssen.Dies
hat aber gegenüber den letzten Jahren
nicht spürbar zugenommen.»

Was Lütolf formuliert, nehmen auch
andere Mittelschulen wahr: Im Schul-
zimmer und auf dem Pausenplatz blei-
ben die Schüler angepasst, im digitalen
Raum dagegen zeigen sie sich roh und
ungefiltert – sofern diese Konflikte an
die Oberfläche treten. Und nur in ganz
seltenen Fällen eskalieren sie so spekta-
kulär wie inWettingen.

Die Mehrheit jener Randalierer ist
mittlerweile identifiziert. Es handelt
sich um Schüler der Kantonsschule Ba-
den sowie ein paar Externe, fast aus-
schliesslich junge Männer, die zum Teil
der gewaltbereiten Fan-Szene zugeord-
net werden. Die Kanti Baden hat mitt-
lerweile disziplinarische Massnahmen
gegen jene Schüler ausgesprochen, die
weiterhin zur Schule gehen.

Bei anderen kam die Strafe zu spät –
sie haben das Maturazeugnis bereits in
der Tasche und verlassen die Schule in
wenigenTagen für immer. In einem Fall
versuchte die Schule, einen Schüler mit
einer superprovisorischen Massnahme
von der Prüfung fernzuhalten. Nach-
dem die Eltern dagegen Einsprache er-
hoben hatten, durfte der Schüler wieder
zurückkehren.

Trend zur Individualisierung:Mittelschüler der Kantonsschule am Burggraben in St. Gallen. MICHEL CANONICA / CH MEDIA


